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Bekanntmachung Jahresabschluss 2020 der Kreis-
werke Cham 
 

Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 29.07.2022 den 
Jahresabschluss 2020 der Kreiswerke festgestellt und 
die Entlastung für den Jahresabschluss 2020 gemäß Art. 
88 Abs. 3 LkrO erteilt. 
 

Das Wirtschaftsjahr 2020 schließt mit folgender Bilanz-
summe und Jahresergebnis: 
 

           Bilanzsumme /EUR                  Jahresergebnis/EUR 
 

2020   35.156.805,64        - 336.120,12 
 

Der Verlust wird, dem Kreistagsbeschluss entsprechend 
auf das neue Wirtschaftsjahr vorgetragen. 
 

Der Bayer. Kommunale Prüfungsverband hat den Jah-
resabschluss geprüft und folgenden Bestätigungsver-
merk des unabhängigen Abschlussprüfers erteilt: 
 

Vermerk über die Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts 
 

Prüfungsurteile 
Wir haben den Jahresabschluss der Kreiswerke 
Cham, Cham, - bestehend aus der Bilanz zum 
31.12.2020 und der Gewinn- und Verlustrechnung 
für das Wirtschaftsjahr vom 01.01.2020 bis zum 
31.12.2020 sowie dem Anhang, einschließlich der 
Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungs-
methoden geprüft. Darüber hinaus haben wir den 
Lagebericht der Kreiswerke Cham für das Wirt-
schaftsjahr vom 01.01.2020 bis zum 31.12.2020 
geprüft. 

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse bestätigen wir nach 
§ 7 Abs. 4 Nr. 2 und 3 KommPrV: 

 

Die Buchführung und der Jahresabschluss entspre-
chen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den 
Rechtsvorschriften und der Betriebssatzung. Der 
Jahresabschluss vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den 
tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage. Der Lagebe-
richt steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, 
entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Ei-
genbetriebs und stellt die Chancen und Risiken der 
zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

 

Grundlage für die Prüfungsurteile 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts entsprechend § 317 HGB und 
Art. 93 Abs. 2 Satz 2 LKrO unter Beachtung der 
KommPrV und der vom Institut der Wirtschaftsprüfer 
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Un-
sere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 
Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 
Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts" unseres Bestäti-
gungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind 
von dem Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstim-
mung mit den kommunalrechtlichen Vorschriften 
und haben unsere Pflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffas-
sung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-
weise ausreichend und geeignet sind, um als Grund-
lage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresab-
schluss und zum Lagebericht zu dienen. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und 
des Werkausschusses für den Jahresabschluss 
und den Lagebericht 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für 
die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung in allen 
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass 
der Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen-
des Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des Eigenbetriebs vermittelt. Ferner sind die ge-
setzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 
Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den 
deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-
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führung als notwendig bestimmt haben, um die Auf-
stellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder un-
beabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fä-
higkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zu-
sammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Dar-
über hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzie-
ren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 

 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Ei-
gentriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Be-
langen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, 
den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 
Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die ge-
setzlichen Vertreter ver antwortlich für die Vorkeh-
rungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als not-
wendig er achtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den an zu-
wendenden Vorschriften der Eigenbetriebsverord-
nung zu ermöglichen, und um aus reichende geeig-
nete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht er-
bringen zu können. 

 

Der Werkausschuss ist verantwortlich für die Über-
wachung des Rechnungslegungsprozesses des Ei-
genbetriebs zur Aufstellung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die 
Prüfung des Jahresabschlusses und des La-
geberichts 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten o-
der unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffen-
des Bild von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt 
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung Bayern 
entspricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie 
einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere 
Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum 
Lagebericht beinhaltet. 

 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB und Art. 93 Abs. 
2 Satz 2 LKrO unter Beachtung der KommPrV und 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine we-
sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen können aus Verstößen oder 

Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen. 

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-
messen aus und bewahren eine kritische Grundhal-
tung. Darüber hinaus 

 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-
sentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtig-
ter - falscher Darstellungen im Jahresabschluss 
und im Lagebericht, planen und führen Prü-
fungshandlungen als Reaktion auf diese Risi-
ken durch so wie erlangen Prüfungsnachweise, 
die ausreichend und geeignet sind, um als 
Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu die-
nen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Dar-
stellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Ver-
stößen höher als bei Unrichtigkeiten, da Ver-
stöße betrügerisches Zusammenwirken, Fäl-
schungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, ir-
reführende Darstellungen bzw. das Außerkraft-
setzen interner Kontrollen beinhalten können. 

 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-
ternen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu pla-
nen, die unter den gegebenen Umständen an-
gemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme 
des Eigenbetriebes abzugeben,  

 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbar-
keit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschätzten Werte und damit zusam-
menhängenden Angaben. 

 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten 
Prüfungsnach weise, ob eine wesentliche Un-
sicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen 
oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbetriebs zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf-
werfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufmerksam 
zu machen oder, falls diese Angaben unange-
messen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil 
zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfol-
gerungen auf der Grundlage der bis zum Da-
tum unseres Bestätigungsvermerks erlangten 
Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse o-
der Gegebenheiten können jedoch dazu füh-
ren, dass der Eigenbetrieb seine Unterneh-
menstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 
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• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Auf-
bau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahres-
abschluss die zugrundeliegenden Geschäfts-
vorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der 
Jahresabschluss unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und 
Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 

 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage des Eigenbetriebs. 

 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsori-
entierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Ba-
sis ausreichender geeigneter Prüfungsnach-
weise vollziehen wir dabei insbesondere die den 
zukunftsorientierten Angaben von den gesetzli-
chen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen 
Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte 
Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus 
diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungs-
urteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie 
zu den zugrundeliegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeid-
bares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich 
von den zukunftsorientierten Angaben abwei-
chen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeut-
same Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwai-
ger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir 
während unserer Prüfung feststellen. 
 

Sonstige gesetzliche und andere rechtli-
che Anforderungen 
 

Erweiterung der Jahresabschlussprüfung 
gemäß § 7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV  
 

Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnis-
sen.  
 

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Ver-
hältnissen des Eigenbetriebs i.S. von § 53 
Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Wirtschaftsjahr vom 
01.01.2020 bis zum 31.12.2020 befasst. 
Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten bestä-
tigen wir zu den wirtschaftlichen Verhältnissen nach 
§ 7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV: 

 

Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden ge-
prüft; sie geben keinen Anlass zu Beanstan-
dungen. Ohne diese Beurteilung einzuschrän-
ken weisen wir darauf hin, dass die Ertragslage 
von den Vorgaben des KAG bestimmt ist. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für 
die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbe-

triebs sowie für die Vorkehrungen und Maßnah-
men (Systeme), die sie dafür als notwendig er-
achtet haben.  

 

Verantwortung des Abschlussprüfers 
 

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW 
Prüfungsstandard: Berichterstattung über die Er-
weiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG 
(IDW PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durchge-
führt. 

 

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen 
ist es, anhand der Beantwortung der Fragen der 
Fragenkreise 11 bis 16 zu würdigen, ob die wirt-
schaftlichen Verhältnisse zu wesentlichen Bean-
standungen Anlass geben. Dabei ist es nicht Auf-
gabe des Abschlussprüfers, die sachliche Zweck-
mäßigkeit der Entscheidungen der gesetzlichen 
Vertreter und die Geschäftspolitik zu beurteilen. 

 

Gemäß § 25 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung liegen 
der Jahresabschluss und der Lagebericht in der Zeit vom 
27.10.2022 bis 10.11.2022 bei den Kreiswerken Cham, 
Mittelweg 15, 93413 Cham öffentlich aus. Auf die Ausle-
gung wird hingewiesen. 
 

Cham, den 13.10.2022  Dr. Klaus Amberger 
Kreiswerke Cham Werkleiter 
 

________________ 
 
 
Allgemeinverfügung zur Beschränkung des Gemein-
gebrauchs am Gewässer Regen bei Chammünster 
 

1. Aufgrund von § 25 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 
vom 31.07.2009 (BGBl I S. 2585) in Verbindung mit 
Art. 18 Abs. 3 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) 
vom 25.02.2010 (GVBl. 2010 S. 66) wird das Befah-
ren des Gewässers Regen mit Kanus, Ruderbooten 
und sonstigen kleinen Fahrzeugen ohne eigene 
Triebkraft sowie das Baden im Bereich der „Weißen 
Brücke“ bei Chammünster untersagt. Der gesperrte 
Gewässerbereich ist aus dem beiliegenden Lageplan 
ersichtlich, welcher Bestandteil dieser Allgemeinver-
fügung ist. 
Die Beschilderung vor Ort ist zu beachten. 
Die Beschränkung beginnt am 07.11. und endet mit 
Entfernung der Beschilderung, spätestens am 
18.11.2022. 

 

2. Die sofortige Vollziehung der Nr. 1 wird angeordnet. 
 

3. Kosten werden nicht erhoben. 
 

4. Diese Allgemeinverfügung gilt an dem auf die Be-
kanntmachung folgenden Tag als bekanntgegeben.  

 

Die Allgemeinverfügung kann mit Begründung und 
Rechtsbehelfsbelehrung während der allgemeinen Öff-
nungszeiten im Landratsamt Cham, Rachelstraße 6, 
93413 Cham, Zimmer 243, eingesehen werden. Die öf-
fentliche Bekanntgabe beschränkt sich gemäß Art. 41 
Abs. 4 Satz 1 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
(BayVwVfG) auf den verfügenden Teil. 
 

Cham, den 14.10.2022    Franz Löffler 
Landratsamt Cham   Landrat   
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Vollzug der Verordnung (EU) 2016/429 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates zu Tierseuchen 
und zur Änderung und Aufhebung einiger Rechts-
akte im Bereich Tiergesundheit (Tiergesundheits-
recht – AHL) sowie des Gesetzes zur Vorbeugung 
vor und Bekämpfung von Tierseuchen (Tiergesund-
heitsgesetz – TierGesG) und der Verordnung zum 
Schutz gegen die Geflügelpest (GeflPestV)  
 

Hochpathogenes aviäres Influenzavirus in Bayern; 
Allgemeinverfügung des Landratsamtes Cham zur 
Untersuchungspflicht für im mobilen Handel abge-
gebenes Geflügel und in Gefangenschaft gehaltener 
Vögel  
 

Das Landratsamt Cham erlässt folgende 
 

Allgemeinverfügung: 
 

1. Hühner, Truthühner, Perlhühner, Rebhühner, Fa-
sane, Laufvögel, Wachteln, Enten und Gänse (Ge-
flügel oder in Gefangenschaft gehaltene Vögel im 
Sinne des Artikel 4 Nr. 9 oder Nr. 10 VO (EU) 
2016/429) dürfen außerhalb einer gewerblichen 
Niederlassung oder, ohne dass eine solche Nieder-
lassung besteht, gewerbsmäßig nur abgegeben 
werden,  
- soweit die Tiere längstens vier Tage vor der 

Abgabe klinisch tierärztlich oder,  
- im Fall von Enten und Gänsen, virologisch 

nach näherer Anweisung der zuständigen Be-
hörde mit negativem Ergebnis auf hochpatho-
genes oder niedrigpathogenes aviäres In-
fluenzavirus untersucht worden sind.  

 

Beginn der Viertagesfrist ist der Tag des auf der tier-
ärztlichen Bescheinigung eingetragenen Untersu-
chungsdatums bzw. des Datums des Laboruntersu-
chungsbefundes. 

 

a) Im Fall von Enten und Gänsen sind die virolo-
gischen Untersuchungen jeweils an Proben 
von 60 Tieren je Bestand in einem Landeslabor 
oder in einem für diese Untersuchung nach der 
Norm ISO/IEC 17025 akkreditierten Privatlabor 
durchzuführen. Die Probenahme für die virolo-
gische Untersuchung hat durch eine nach § 2 
Bundes-Tierärzteordnung zur Ausübung des 
tierärztlichen Berufes befugte Person mittels 
eines kombinierten Rachen- und Kloakentup-
fers zu erfolgen. Werden weniger als 60 Enten 
oder Gänse gehalten, sind die jeweils vorhan-
denen Enten und Gänse zu untersuchen.  

 

b) Im Fall von anderem Geflügel als Enten und 
Gänsen sind die zur Abgabe im Reisegewerbe 
vorgesehenen Tiere durch eine nach § 2 Bun-
des-Tierärzteordnung zur Ausübung des tier-
ärztlichen Berufes befugten Person klinisch zu 
untersuchen. 

 

2. Die sofortige Vollziehung der in der Ziffer 1 ge-
troffenen Regelungen wird angeordnet. 

 

3. Diese Allgemeinverfügung ergeht kostenfrei. 
 

4. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach ih-
rer Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkrei-
ses Cham in Kraft.  

 

Begründung 
 

I. 
Das bislang schwerste registrierte Geflügelpest-Gesche-
hen in Europa hat auch in Deutschland ein bis dato nicht 
dagewesenes Ausmaß erreicht und breitet sich von 
Norddeutschland, aktuell insbesondere auch über den 
Handel mit Geflügel und in Gefangenschaft gehaltenen 
Vögeln Richtung Süddeutschland aus.  
 
Trotz der umfangreichen Präventionsmaßnahmen ist da-
her auch in Bayern jederzeit mit einem Ausbruchsge-
schehen zu rechnen. Das Bayerische Landesamt für Ge-
sundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) kommt in sei-
ner aktuellen Risikoeinschätzung für das Auftreten von 
hochpathogenen aviären Influenzavirus (HPAIV) in Bay-
ern zu der Einschätzung, dass entsprechende Vorsicht 
insbesondere beim Handel mit Lebendgeflügel aus 
Norddeutschland, vor allem bei der Abgabe im Reisege-
werbe, angezeigt ist.  
 

Um dieses Risiko einer Einschleppung des Erregers in 
bayerische Nutz- und Hausgeflügelbestände zu minimie-
ren, ist es daher notwendig, die Abgabe von Geflügel 
und in Gefangenschaft gehaltener Vögel im Reisege-
werbe zu beschränken.  
 

II. 
Das Landratsamt Cham ist zum Erlass dieser Verfügung 
nach Art. 2 Abs. 2 i. V .m. Art. 2       Abs. 1 Nr. 3, Art. 12 
des Gesetzes über den gesundheitlichen Verbraucher-
schutz und das Veterinärwesen (GVVG) und Art. 3 Abs. 
1 Nr. 2 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz 
(BayVwVfG) sachlich und örtlich zuständig. 
 

Die Anordnungen zur Abgabe von Geflügel und in Ge-
fangenschaft gehaltenen Vögel im Sinne der Nr. 1 im 
Reiseverkehr wurden für den Landkreis Cham unter Be-
achtung des eingeräumten Ermessens sowie des Ver-
hältnismäßigkeitsgrundsatzes im Rahmen der geltenden 
Rechtsvorschriften getroffen.  
 

Entsprechend Art. 71 Abs. 1 der Verordnung (EU) 
2016/429 i.V.m. § 14a Abs. 1 S. 1 und § 13 Abs. 5 S. 1 
Nr. 1, S. 2 und S. 3 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung 
(GeflPestV) wird somit die Abgabe von Geflügel und in 
Gefangenschaft gehaltenen Vögel im Sinne der Nr. 1 im 
Reisegewerbe im Landkreis Cham ausschließlich unter 
den vorgenannten Bedingungen zugelassen.  
Gemäß § 14a Abs. 1 S. 1 GeflPestV kann die zuständige 
Behörde, soweit dies aus Gründen der Tierseuchenbe-
kämpfung erforderlich ist, anordnen, dass Geflügel und 
in Gefangenschaft gehaltene Vögel im Sinne der Nr. 1 
außerhalb einer gewerblichen Niederlassung oder, ohne 
dass eine solche Niederlassung vorhanden ist, gewerbs-
mäßig nur abgegeben werden dürfen, soweit die Tiere 
längstens vier Tage vor der Abgabe klinisch tierärztlich 
oder, im Fall von Enten und Gänsen, virologisch nach 
näherer Anweisung der zuständigen Behörde mit nega-
tivem Ergebnis auf hochpathogenes oder niedrigpatho-
genes aviäres Influenzavirus untersucht worden sind.  
 

Im Fall von Enten und Gänsen gilt § 13 Abs. 5 S. 1 Nr. 1, 
S. 2 und 3 Nr. 1 GeflPestV entsprechend. Danach sind 
die Untersuchungen im Fall von Enten und Gänsen je-
weils an Proben von 60 Tieren je Bestand in einer von 
der zuständigen Behörde bestimmten Untersuchungs-
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einrichtung durchzuführen. Werden weniger als 60 En-
ten oder Gänse gehalten, sind die jeweils vorhandenen 
Tiere zu untersuchen. Die Proben sind im Fall von Enten 
und Gänsen mittels eines kombinierten Rachen- und 
Kloakentupfers zu entnehmen. Derjenige, der die Tiere 
abgibt, hat nach § 14a Abs. 1 S. 3 GeflPestV eine tier-
ärztliche Bescheinigung über das Ergebnis der Untersu-
chung nach § 14a Abs. 1 S. 1 GeflPestV mitzuführen. 
Die Bescheinigung ist der zuständigen Behörde auf Ver-
langen vorzulegen. Die Bescheinigung nach § 14a Abs. 
1 S. 3 GeflPestV ist mindestens ein Jahr aufzubewahren. 
Die Frist beginnt mit dem Ablauf des letzten Tages des 
Kalendermonats, an dem die Bescheinigung ausgestellt 
worden ist. Gemäß § 14a Abs. 2 GeflPestV gilt § 14a 
Abs. 1 GeflPestV nicht für die Abgabe von Tieren, die 
unmittelbar zur Schlachtung verbracht werden. 
 

Durch den Bezug von Geflügel und/oder in Gefangen-
schaft gehaltenen Vögeln im Sinne der Nr. 1 aus unter-
schiedlichen Haltungen und sogar ggf. Arten, deren 
Durchmischung anlässlich des Transports und deren 
Weiterverteilung außerhalb von bzw. ohne Niederlas-
sungen auf eine Vielzahl von Tierhaltern, u.a. auch 
Kleinsthaltern birgt der Handel im Reisegewerbe ein er-
höhtes seuchenhygienisches Risiko für die überregio-
nale Verschleppung der HPAI. Gemessen an den gra-
vierenden tiergesundheitlichen Folgen einer Infektion mit 
HPAIV für die betroffenen Tiere sowie die marktwirt-
schaftlichen Auswirkungen für die Bestände sowie auch 
die betroffenen Regionen in ganz Deutschland, ist es zur 
Bekämpfung und Eindämmung des HPAI-Seuchenge-
schehens aktuell erforderlich, die Abgabe von Geflügel 
und in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln im Sinne der 
Nr. 1 im Reisegewerbe nur unter den vorgenannten Be-
dingungen zuzulassen. Die angeordneten Pflichten die-
nen der Eindämmung des aktuell hohen Seuchenver-
schleppungsrisikos insbesondere durch den Handel mit 
Geflügel und/oder in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln 
im Sinne der Nr. 1 im Reisegewerbe. Zur Verfolgung die-
ses Zwecks ist die Untersuchungspflicht vor Abgabe sol-
cher Tiere eine geeignete Maßnahme, um eine Ver-
schleppung der HPAI und das Übertragungsrisiko wei-
test möglich auszuschließen.  
 

Mildere, gleich wirksame Mittel als die angeordnete Maß-
nahme sind nicht ersichtlich. Der Eingriff in das Grund-
recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebe-
trieb der betroffenen Händlerinnen und Händler ist ferner 
angemessen, um den Handel mit Geflügel und/oder in 
Gefangenschaft gehaltenen Vögeln im Sinne der Nr. 1 in 
der derzeitigen Situation ohne ein erhöhtes Übertra-
gungsrisiko zu ermöglichen. Die geforderten Untersu-
chungen dienen auch zur Absicherung der Handelnden, 
welche primär dafür Sorge zu tragen haben, dass eine 
Ausbreitung von Tierseuchen verhindert wird. Ein Über-
tragungsrisiko auf andere Haltungen von Geflügel und in 
Gefangenschaft gehaltenen Vögel im Sinne der Nr. 1 ist 
bei Tieren, die unmittelbar zur Schlachtung abgegeben 
werden, ausgeschlossen. Daher gelten die angeordne-
ten Pflichten nach Nr. 1 für diese Tierkategorie entspre-
chend § 14a Abs. 2 GeflPestV nicht. 
 

Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in der Num-
mer 1 dieser Allgemeinverfügung wird gemäß § 80 Satz 
1 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) an-
geordnet, da es sich bei der aviären Influenza um eine 
hochansteckende und leicht übertragbare Tierseuche 

handelt, deren Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen 
Schäden und weitreichenden Handelsrestriktionen ein-
hergeht. Die Maßnahmen zum Schutz vor der Verschlep-
pung der Seuche müssen daher sofort und ohne eine 
zeitliche Verzögerung greifen. Es kann nicht abgewartet 
werden, bis die Rechtmäßigkeit der amtlichen Verfügung 
zur Prävention der Seucheneinschleppung gerichtlich 
festgestellt wird. Insofern überwiegt das öffentliche Inte-
resse an der sofortigen Vollziehung ein entgegenstehen-
des privates Interesse an der aufschiebenden Wirkung 
eines eventuellen Rechtsbehelfs.  
 

Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 13 des Ausfüh-
rungsgesetzes zum Vollzug des Tiergesundheitsgeset-
zes (BayAGTierGesG). 
 

Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG gilt ein 
schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekanntma-
chung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntma-
chung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfü-
gung kann nach Art. 41 Abs. 4 Satz 4 BayVwVfG ein 
hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die 
Bekanntmachung folgende Tag bestimmt werden. Von 
dieser Vorschrift wird Gebrauch gemacht, sodass diese 
Allgemeinverfügung einen Tag nach ihrer Bekanntma-
chung im Amtsblatt des Landkreises Cham als bekannt 
gegeben gilt. 
 

Landratsamt Cham    Franz Löffler 
Cham, den 19.10.2022    Landrat  
 

Hinweise: 
 

1. Ordnungswidrig i. d. S. des § 64 GeflPestV i. V. 
m. § 32 Abs. 2 Nr. 4 des TierGesG handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig dieser Allgemeinver-
fügung zuwiderhandelt. Die Ordnungswidrigkeit 
kann mit einer Geldbuße bis zu 30.000 Euro ge-
ahndet werden.  
 

2. Kraft Gesetzes hat derjenige, der das Geflügel 
abgibt, die Bescheinigung über das Ergebnis der 
Labor- bzw. klinischen Untersuchung mitzufüh-
ren. Die Bescheinigung ist der zuständigen Be-
hörde auf Verlangen vorzulegen. Die Bescheini-
gung ist mindestens ein Jahr aufzubewahren. 
Die Frist beginnt mit dem Ablauf des letzten Ta-
ges des Kalendermonats, an dem die Beschei-
nigung ausgestellt worden ist (§ 14a Abs. 1 
Sätze 3-6 GeflPestV). 
 

3. Geflügel und/oder in Gefangenschaft gehaltene 
Vögel, die Rahmen des Reisegewerbes direkt 
zur Schlachtung abgegeben werden, sind von 
der Untersuchungspflicht nach Ziffer 1 dieser 
Verfügung ausgenommen.  
 

4. Es wird empfohlen, die tierseuchenrechtlich er-
forderliche Zulassung von Geflügelhändlern an-
hand der Vorlage der entsprechenden Zulas-
sungsbescheide vor der Bestellung von Geflügel 
durch den Tierhalter zu überprüfen.  
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Öffentliche Bekanntmachung 
 
Am Dienstag, 25.10.2022, 09:00 Uhr beginnt im Hotel 
am Regenbogen 
Schützenstraße 14, 93413 Cham, die 4. Sitzung des 
Ausschusses für Kultur, Tourismus und Sport. 
 
Tagesordnung 
 
I. Öffentliche Sitzung: 
1 Verteilung der Kreiszuschüsse 2022  für 

überörtliche kulturelle Maßnahmen im Land-
kreis Cham 

2 Erwachsenenbildung (Volkshochschulen);  
Aufteilung Globalansatz/Verrechnung von 
Sachleistungen 2022 

3 Verteilung der Kreiszuschüsse 2022  für die 
Förderung der Jugendarbeit in Musik-, Feuer-
wehr-, Trachtenvereinen und sonstigen Verei-
nen 

4 Verteilung der Kreiszuschüsse 2022  für die 
Förderung der Jugendarbeit in Sport- und 
Schützenvereinen und der Mittel für die 
überörtliche und landkreisweite Sportförderung 

5 Verteilung der Kreiszuschüsse 2022 für die 
Sportbaumaßnahmen (Jugendanteil) 

6 Verteilung der Kreiszuschüsse 2022  für Denk-
malpflege 

7 Situationsbericht zum Tourismus 2022 
8 Sachstandsbericht mit Situationsbeschreibung 

der Landkreismusikschule 
9 Bericht über die Tätigkeit des Kultur- und Mu-

seumsreferats im Jahr 2022 
10 Verschiedenes, Wünsche und Anträge 

 

II. Nichtöffentliche Sitzung: 
 

Landkreis Cham    Franz Löffler 
Cham, den 19.10.2022    Landrat 
 
 

________________ 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Am Mittwoch, 26.10.2022, 14:15 Uhr beginnt an der 
Hofstelle, Brunsthof 2, 93194 Walderbach, die  
5. Sitzung des Ausschusses für Umwelt und 
Regionale Entwicklung. 
 

Tagesordnung 
 
Öffentliche Sitzung: 
1 Änderung der Landschaftsschutzgebietsverordnung Oberer Bayerischer Wald 
2 Verschiedenes, Wünsche und Anträge 

 

Landkreis Cham    Franz Löffler 
Cham, den 19.10.2022    Landrat 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung 
 

Am Mittwoch, 26.10.2022, 15:00 Uhr beginnt im Hotel 
Schießl, Seestraße 1-3, 93426 Roding-Neubäu am 
See,die 
 8. Sitzung des Werkausschusses;  
 

Treffpunkt 15:00 Uhr beim Parkplatz des Hotel Schießl. 
Hier Zustieg in den Bus zur Besichtigungsfahrt zum 
Hochbehälter Reichenbach. Anschließend Rückfahrt 
mit dem Bus zum Tagungsort Hotel Schießl. Hier findet 
die Werkausschusssitzung mit folgender Tagesordnung 
statt: 
 

Tagesordnung 
 
I. Öffentliche Sitzung: 
1 Generaluntersuchung der Wasserversorgung 

der Kreiswerke Cham mit Ortseinsicht am 
sanierten Hochbehälter Reichenbach 

2 Vorberatung des Auftrages zur Prüfung des 
Jahresabschlusses 2022 der Kreiswerke 
Cham 

3 Feststellung der steuerlichen Jahresergeb-
nisse der Betriebe gewerblicher Art 

4 Kreiswasserwerk: Strombündelausschreibung 
5 Verschiedenes, Wünsche und Anträge 

 

II. Nichtöffentliche Sitzung: 
 

Landkreis Cham    Franz Löffler 
Cham, den 19.10.2022    Landrat 
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